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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.09.1994 

Geschäftszahl 

94/17/0225 

Rechtssatz 

Hinsichtlich der von der Partei des Verwaltungsverfahrens behaupteten vorübergehenden Ortsabwesenheit 
gemäß § 17 ZustG besteht keine Beweispflicht der Partei, sondern lediglich eine mit dem Grundsatz der 
Amtswegigkeit des Verwaltungsverfahrens korrespondierende Verpflichtung der Partei zur Mitwirkung bei der 
Ermittlung des maßgebenden Sachverhaltes. 


